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Editorial: Städtische Mobilität und soziale Ungleichheit
Die gesellschaftliche Bedeutung von räumlicher Mobilität und Verkehr ist unstrittig. Trotzdem haben die etablierten Planungs- und Verkehrswissenschaften die vielfältigen Dimensionen des sozialen Wandels erst relativ spät zum Gegenstand ihrer Forschung gemacht. Angesichts der anhaltend großen Bedeutung der Mobilität ist dieser Themenkomplex jedoch zunehmend in den Blickwinkel gesell​schaftswissenschaftlicher Forschung gerückt. Dabei ging es anfangs insbesondere um die Identifikation von Gruppen, die sich durch expansive Muster persönlicher Mobilität auszeichnen, wie dies etwa im Zuge der Herausbildung „moderner“ Lebensstile oder bei Arbeitspendlern der Fall ist. In jüngster Zeit werden auch andere Trägergruppen von Mobilitätsnachfrage und ‑ausübung differenziert wahr​genommen, etwa Kinder, Ältere oder Migranten. Unter diesen Gruppen sind eingeschränkte Mobilitätsmöglichkeiten vermutlich weiter verbreitet, als dies die üblichen Kennziffern von Mobilitätserhebungen im statistischen Durchschnitt nahelegen.

Formen der sozialen Benachteiligung und Deprivation spielen in diesem Kontext eine wichtige Rolle. Dies gilt erst recht für den städtischen Kontext. Die Stadtforschung, die eine wichtige Tradition in der Analyse der sozial ungleichen Verteilung von Einkommen und Ethnien über den Raum besitzt (vgl. die Segregationsforschung), hat bisher kaum Verkehrsbelastungen und Mobilitätschancen als Gegenstand aufgegriffen. Soweit die Stadtplanung sich mit benachteiligten Quartieren befasst, spielen Mobilität und Verkehr keine besondere Rolle (vgl. Programme wie „Soziale Stadt“ oder „Stadtumbau Ost“ und „Stadtumbau West“). Umgekehrt sind soziale Randgruppen oder die als benachteiligt wahrgenommenen städtischen Teilräume bisher kaum in den Blick der sozialwissenschaftlich fundierten Mobilitätsforschung gerückt, zumindest nicht in Deutschland. Diese Standorte verdienen jedoch eine höhere Aufmerksamkeit. Dort werden hohe verkehrsbedingte Belastungen (Immissionen, städtebauliche Mängel) registriert, zugleich haben die hier lokalisierten Gruppen in der Regel einen geringeren Zugang zu Mobilitätsangeboten, können den Belastungen kaum ausweichen. Strategien einer nachhaltigen Stadtentwicklungspolitik müssen jedoch bekanntermaßen den beiden hier berührten Problemkategorien – der Umweltverträglichkeit und der sozialen Ausgewogenheit – gerecht werden.

Das Themenfeld der räumlichen Mobilität im Kontext sozialer Ungleichheit steht im Mittelpunkt dieses Heftes der DfK. In den einzelnen Beiträgen werden dazu unterschiedliche Blickwinkel eingenommen. Zum einen werden verschiedene soziale Gruppen analysiert, die bisher außerhalb des „Mainstreams“ der Stadt- und Verkehrsforschung standen; zum anderen werden bestimmte städtische Probleme oder Teilräume betrachtet, die bisher nur unzureichend in ihrer Bedeutung für Mobilität und Verkehr analysiert wurden. 
Der Beitrag von Klaus J. Beckmann, Tilman Bracher und Markus Hesse konkretisiert das Thema „Soziale Ungleichheit im städtischen Kontext“ und fragt nach den wechselseitigen Zusammenhängen zwischen benachteiligten Stadtquartieren und Mobilität und Verkehr. Ausgehend von einer komprimierten Bestandsaufnahme sozial-räumlicher Entwicklungstrends in Städten und Stadtregionen sowie einer Systematisierung verschiedener Formen von stadträumlicher Benachteiligung geht es zum einen um spezifische Muster der Mobilitätspraxis in benachteiligten Stadtgebieten; zum anderen weden die dort jeweils vorherrschenden Probleme sowie die Möglichkeiten der Bewohnerinnen und Bewohner analysiert, diesen Problemen zu entkommen bzw. mit ihnen umzugehen. Eine integrierte Stadtentwicklungspolitik, die diesem Anspruch glaubwürdig gerecht werden will, muss an beiden Enden dieser Wirkungskette ansetzen und jeweils passende Lösungsstrategien entwerfen.

In dem Beitrag von Gerhard Steinebach und Martin Rumberg wird das breite Spektrum an sozial-selektiven Belastungen systematisiert, die in städtischen Quartieren vom Verkehr ausgehen. Neben Luftschadstoffen, Unfallrisiken, Trennwirkungen, Ge​staltungs-, Funktions-, Flächen- und Erschließungsmängeln wird vor allem die Verkehrslärmbelastung als Leitindikator für die Beeinträchtigung des Wohnens und der Erholung im Wohnumfeld untersucht. Auf dieser Grundlage werden die Zusammenhänge zwischen verkehrsbedingter Umweltbelastung und sozialen Problemlagen in Quartieren klassifiziert. Aufgrund der bisher sehr heterogenen und lückenhaften Erkenntnisse zu diesem Problemfeld erscheint es relativ schwierig, diese Zusammenhänge räumlich zu belegen und ihre Bedeutung einzuschätzen. Abschließend wirft der Beitrag die Frage nach möglichen raumbezogenen Minderungsstrategien auf, die in siedlungs- und sozialstruktureller Hinsicht differenziert werden. 
Der Beitrag von Markus Hesse und Joachim Scheiner behandelt die Rolle suburbaner Räume als mögliche künftige Problemquartiere der fragmentierten Stadt. Hier werden nicht die typischerweise als problematisch wahrgenommenen Innenstadtquartiere analysiert, sondern das Umland der Städte. Ausgehend von demografischen Veränderungen vor dem Hintergrund spezifischer Lebenszyklen suburbaner Räume im Zuge der Stadtentwicklung wird die These überprüft, dass suburbane Räume im Zuge ihrer Urbanisierung auch bestimmte negative Eigenschaften der Stadt übernehmen, vor allem solche, die mit zunehmender Dichte oder wachsender Verflechtung mit der Kernstadt einhergehen. Auf dieser Grundlage wird gefragt, inwieweit die spezifische Lage, Struktur und Ausstattung dieser Standorte Risiken für die Zukunft mit sich bringen und was suburbane Räume gegebenenfalls leisten könnten oder sollten, um sich an solche Veränderungen besser als bisher anzupassen.
Bastian Chlond und Peter Ottmann fragen in ihrem Beitrag auf der Grundlage der Daten des Deutschen Mobilitätspanels danach, worin sich das Mobilitäts- und Aktivitätenverhalten Alleinerziehender von jenem in Familien mit zwei Erwachsenen unterscheidet. Mobilität wird aufgrund der spezifischen Doppelbelastung aus Erwerbs- und Familienarbeit für Alleinerziehende als besonders wichtig angesehen. Die Mobilität dieser Personengruppe steht unter einem erhöhten Effizienzprimat. Damit kommt einerseits dem Pkw bzw. dessen Nutzbarkeit eine erhebliche Bedeutung zu, andererseits verhalten sich Alleinerziehende multimodaler als andere. Sie verbringen mehr Zeit außer Haus – sowohl durch einen relativ höheren Umfang an Erwerbsarbeit, als auch in der Freizeit. In räumlicher Hinsicht wird dabei betont, dass ein urbanes Lebensumfeld den Alleinerziehenden in ihren Lebenslagen die für sie notwendigen Bedingungen eher bietet als ein nicht-urbanes Umfeld.
Birgit Kasper, Ulrike Reutter und Steffi Schubert analysieren in ihrem Beitrag die Mobilität von Personen mit Migrationshintergrund in (westdeutschen) Großstädten, die bisher in der Verkehrsforschung als weitgehend unberücksichtigt gelten. Ausgehend von einem Überblick über das Verkehrsverhalten wird die Einschätzung vertreten, dass Unterschiede zwischen der Mobilität von Migrantinnen und Migranten einerseits und jener von Deutschen andererseits bestehen, die nicht allein auf den sozioökonomischen Status zurückzuführen sind. Ausschlaggebend hierfür sind die Heterogenität dieser Zielgruppe sowie geschlechtsspezifische Unterschiede. Anschließend wird Fragen der Wohnstandortwahl und des Umgangs mit den Rahmenbedingungen in städtischen Problemgebieten nachgegangen. Dabei zeigt sich, dass die Bedürfnisse und Anforderungen (von wem, in welche Richtung?) aufgrund der fehlenden Daten und Kenntnisse zur Mobilität von Personen mit Migrationshintergrund bislang weitgehend unbekannt sind und noch erheblicher Forschungsbedarf besteht.

Lucas Harms behandelt die Mobilität ethnischer Minderheiten aus der Perspektive der Niederlande. Über dieses Thema liegen auch dort bisher nur wenige Informationen vor, was Mobilitätsraten, Wegehäufigkeiten, Ziel- und Verkehrsmittelwahl angeht. Der Beitrag gibt einen Überblick über verschiedene Aspekte der Mobilität der wichtigsten ethnischen Minderheiten in den Niederlanden: der Türken, Marokkaner, Surinamer und Antillianer. Die Informationen basieren auf den Ergebnissen einer groß angelegten Umfrage, die in den Jahren 2004 und 2005 durchgeführt wurde. Dabei wird der Frage nachgegangen, ob und wie sich die verschiedenen Aspekte der Fortbewegung von ethnischen Minderheiten untereinander unterscheiden. Auch wird ein Vergleich zur Mobilität der gebürtigen Niederländer angestellt. Dabei stellt sich heraus, dass Immigranten weniger mobil sind als gebürtige Niederländer. Im Allgemeinen benutzen Immigranten häufig öffentliche Verkehrsmittel und fahren nicht oft mit dem Fahrrad.

Der Beitrag von Eva Keil und Elisabeth Irschik stellt Aktivitäten vor, die im Rahmen eines Gender-Mainstreaming-Prozesses im Wiener Pilotbezirk Mariahilf umgesetzt wurden. Der Schwerpunkt lag dabei auf Maßnahmen im quartiersbezogenen Nahverkehr, insbesondere dem Fußgängerverkehr. Zahlreiche Schritte zur Verbesserung des Gehkomforts, zur Erhöhung der Aufenthaltsqualität und des subjektiven Sicherheitsgefühls dienten der Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Raums. Auf der Basis einer flächendeckenden Bestandsaufnahme wurden die im Masterplan Verkehr 2003 festgelegten Qualitätskriterien systematisch auf den Bezirk umgelegt, notwendige Maßnahmen definiert, aufgrund einer Hierarchisierung des Fußgängernetzes priorisiert und ihre Kosten geschätzt. Gender Mainstreaming bedeutete in diesem Prozess, besonderen Wert auf zielgruppenspezifische Abschätzung der Auswirkung geplanter/projektierter Maßnahmen zu legen, entsprechende Instrumente zu entwickeln und die Verwaltung für die Qualitätsanforderungen des Fußgängerverkehrs bis ins Projektdetail zu sensibilisieren.

Die Beiträge zeigen, dass Formen der sozialen und/oder räumlichen Benachteiligung in Städten eng mit der Frage nach Mobilität und Verkehr verknüpft sind, sowohl in negativer Hinsicht (Belastungen) als auch mit Blick auf mögliche Handlungsstrategien von Stadt und Bevölkerung. Die fragmentierte, sozial segregierte Stadt kann diesbezüglich auch als Reaktion auf zunehmend problematische Lebensbedingungen interpretiert werden, denen sich Teile der Stadtbevölkerung dank ihres sozial privilegierten Zugangs zu Mobilität entziehen können. Demgegenüber würde eine integrierte Stadtentwicklungspolitik ausdrücklich auf die Minderung von Belastungen für alle setzen. Unter anderem eine verkehrssparsame Alltagsorganisation schafft erst die Voraussetzungen dafür, dass die Städte ihre angestammte Rolle als Motor von Integrationsprozessen auch weiterhin ausüben können. Aktuelle Dokumente wie die Leipzig-Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt
 oder die Positionsbestimmung zur nationalen Stadtentwicklungspolitik in Deutschland
 zeigen, dass diese Thematik zumindest auf der politischen Agenda angekommen ist. Es bleibt eine große Herausforderung, sie in die Praxis umzusetzen.



� 	Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) (Hrsg.) (2007): Leipzig-Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt, Berlin.


� 	Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) (Hrsg.) (2007): Auf dem Weg zu einer nationalen Stadtentwicklungspolitik, Meckenheim.
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